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Der X. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
16. Dezember 1996 durch den Richter Dr. Jestaedt als Vor­
sitzenden und die Richter Dipl.-Ing. Frhr. v. Maltzahn,
Dr. Broß, Dr. Melullis und Keukenschrijver

beschlossen:

Die weitere Beschwerde gegen den Beschluß des 27. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Köln vom 11. Oktober 1996 
wird auf Kosten des Antragstellers als unzulässig ver­
worfen.

Gründe:

I. Der Antragsteller begehrt von seiner früheren Ehefrau 
die Rückübertragung von auf Grund von Schenkungen übertrage­
nen Grundstücken und Grundstücksanteilen. Er hat deswegen 
Prozeßkostenhilfe beantragt, seinen Antrag hat das Landge­
richt mangels Erfolgsaussicht zurückgewiesen. Die hiergegen 
eingelegte Beschwerde hat das Oberlandesgericht zurückgewie­
sen. Der Antragsteller wendet sich gegen die Entscheidung 
des Oberlandesgerichts mit der Erklärung, er lege Rechtsmit­
tel und Verfassungsbeschwerde ein; er nimmt auf seinen bis­
herigen Vortrag Bezug.



II. Die Beschwerde ist unzulässig. § 567 Abs. 4 ZPO 
schließt die Beschwerde gegen Entscheidungen der Oberlandes­
gerichte - von hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen 
abgesehen - aus. Dies gilt auch für Beschwerden an den Bun­
desgerichtshof in Verfahren über die Bewilligung der Prozeß­
kostenhilfe (BGH, Beschl. v. 18.10.1989 - VIII ZB 31/89,
EWiR § 127 ZPO 1/90 S. 97 (Kunkel); Zöller/Gummer, Zivilpro­
zeßordnung, 20. Aufl., § 567 ZPO Rdn. 39). Auch eine außer­
ordentliche Beschwerde wegen greifbarer Gesetzwidrigkeit 
kommt nicht in Betracht. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes sind die Voraussetzungen der greif­
baren Gesetzwidrigkeit nur gegeben, wenn die angefochtene 
Entscheidung mit der geltenden Rechtsordnung schlechthin un­
vereinbar ist, weil sie jeder gesetzlichen Grundlage ent­
behrt und inhaltlich dem Gesetz fremd ist (vgl. BGH, Beschl. 
v. 8.10.1992 - VII ZB 3/92, NJW 1993, 135 = LM § 567 BGB 
Nr. 28 m.w.N.; BGH, Beschl. v. 26.5.1994 - I ZB 4/94, NJW 
1994, 2363, 2364 - greifbare Gesetzwidrigkeit II). Hiervon 
kann keine Rede sein. Das Landgericht und das Oberlandesge­
richt haben einen Anspruch auf Prozeßkostenhilfe mangels Er­
folgsaussicht der beabsichtigten Klage verneint, weil der 
Antragsteller keine nachvollziehbaren Gründe dargelegt habe, 
die einen Widerruf von Schenkungen nach § 530 BGB oder die 
Geltendmachung von Notbedarf nach § 528 BGB rechtfertigen 
könnten. Ihre Entscheidungen halten sich damit in dem durch 
§ 114 ZPO vorgegebenen Rahmen; eine Prüfung, ob sie sachlich 
zutreffend sind, ist dem Senat verschlossen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


w

- 4 -

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 97 Abs. 1
ZPO.

Jestaedt Maltzahn Broß

Melullis Keukenschrij ver
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